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1 Ausgangslage 

Das Parlament hat am 16. Dezember 2016 zwei Vorlagen zur Änderung des Ausländerge-

setzes (AuG; SR 142.20) verabschiedet (BBl 2016 8917; BBl 2016 8899). Die erste Vorlage 

betrifft die Umsetzung von Artikel 121a BV (16.027; Steuerung der Zuwanderung). Die zwei-

te Vorlage betrifft die Bestimmungen zur Verbesserung der Integration (13.030; Integration), 

die im Zentrum der vorliegenden Verordnungsanpassungen steht. 

Mit den neuen Bestimmungen soll im Integrationsbereich das Prinzip des «Förderns und 

Forderns» noch verstärkt umgesetzt werden. Zudem wird das AuG in «Bundesgesetz über 

die Ausländerinnen und Ausländer und über die Integration» (Ausländer- und Integrationsge-

setz; AIG) umbenannt. 

Die notwendigen Verordnungsänderungen erfolgen in zwei Paketen. Das vorliegende erste 

Paket betrifft Bestimmungen, die aus technischen Gründen zu Beginn des Jahres 2018 in 

Kraft treten müssen (Art. 88 nAuG und Art. 85–87 nAsylG). Dazu gehört die Abschaffung der 

Sonderabgabe auf Erwerbseinkommen. Zudem sind unabhängig von der Umsetzung der 

Integrationsvorlage Verordnungsanpassungen im Hinblick auf die kantonalen Integrations-

programme 2018–2021 (KIP 2) erforderlich. Von den Anpassungen betroffen sind die Asyl-

verordnung 2 über Finanzierungsfragen (AsylV 2; SR 142.312) und die Verordnung über die 

Integration von Ausländerinnen und Ausländern (VIntA; SR 142.205). 

Das zweite Paket betrifft die übrigen Gesetzesänderungen und wird voraussichtlich im 

Sommer 2018 in Kraft treten. Sie erfordern umfangreichere Vorbereitungsarbeiten unter Ein-

bezug der kantonalen Vollzugsbehörden. 

2 Grundzüge der Vorlage 

Bis anhin müssen vorläufig Aufgenommene, Schutzbedürftige ohne Aufenthaltsbewilligung 

sowie Asylsuchende einen Abzug von 10 % ihres Lohnes hinnehmen, der zusätzlich zur 

Quellensteuer von in der Regel 10 % geschuldet ist. Eine Änderung des Ausländergesetzes 

besteht in der Abschaffung dieser Sonderabgabe auf Erwerbseinkommen (Art. 88 Abs. 1 

nAuG i.V.m. Art. 85 ff. nAsylG). Die aktuell verwendete Inkassosoftware wird in nächster Zeit 

von einer neuen, bundesweiten Inkassosoftware abgelöst. Mit einer raschen Abschaffung 

dieser Sonderabgabe kann der grösste Teil der Abschlussarbeiten unter Verwendung der 

bisherigen Software erfolgen. 

Als Folge der Änderung des Ausländer- und Asylgesetzes werden in der AsylV 2 die Best-

immungen betreffend Sonderabgabe auf Erwerbseinkommen aufgehoben. Weiterhin beste-

hen bleibt jedoch die Sonderabgabe auf Vermögenswerte für Personen des Asylbereichs. 

Der Bund erhebt bei den Personen des Asylbereichs zur Rückerstattung von Sozialhilfe-, 

Nothilfe-, Ausreise- und Vollzugskosten sowie der Kosten des Rechtsmittelverfahrens eine 

Sonderabgabe auf Vermögenswerten. Ihm steht dafür wie bisher das Instrument der Vermö-

genswertabnahme zur Verfügung. Mit der Revision des Asylgesetzes wurde zudem der Kreis 

der Sonderabgabepflichtigen an die bisherige Praxis angepasst: Personen die nach einem 

Asylverfahren oder nach der Aufhebung einer vorläufigen Aufnahme ausreisepflichtig sind, 

werden vom Gesetz neu explizit als sonderabgabepflichtig bezeichnet. 

Schliesslich wurde mit der Neukonzeption von Artikel 85 nAsylG die Geltendmachung der 

Rückerstattungsansprüche von Bund und Kantonen auf Gesetzesstufe klar geregelt, wes-

halb die bisherigen Koordinationsnormen auf Verordnungsstufe aufgehoben werden können. 

https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2016/8917.pdf
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Seit 2014 wird die Integrationsförderung über strategische Ziele gesteuert, die zwischen 

Bund und Kantonen vereinbart wurden. Diese gelten schweizweit und ermöglichen, die Um-

setzung der Integrationsförderung auf allen föderalen Ebenen wirksamer zu gestalten. Der 

im Herbst 2016 publizierte Zwischenbericht zu den kantonalen Integrationsprogrammen KIP 

2014–20171 zeigt, dass sich die KIP grundsätzlich bewährt haben. Um dieses Steuerungs-

prinzip zu stärken, legt die Vorlage fest, unter welchen Bedingungen die Kantone dem Bund 

Finanzhilfen nach Artikel 55 Absatz 2 und 3 AuG zurückerstatten müssen. Dies ist beispiels-

weise dann der Fall, wenn die vereinbarten strategischen Ziele nicht erreicht wurden und 

keine Nachbesserung möglich ist. 

Die finanzielle Steuerung der kantonalen Integrationsprogramme erfolgt über die Ausrichtung 

von Finanzhilfen nach Artikel 55 Absatz 2 und 3 AuG. Mit der Botschaft zum Voranschlag 

2018 beantragt das EJPD einen neuen Verpflichtungskredit für die zweite Programmphase 

2018–2021 der kantonalen Integrationsprogramme. Der Bund beabsichtigt, nach Artikel 55 

Absatz 3 AuG jährlich Beiträge von 32,4 Millionen Franken an die Kantone zu leisten. Die 

Zahlungen sind an die Bedingung geknüpft, dass sich die Kantone in gleicher Höhe an der 

Umsetzung der Integrationsförderung beteiligen. 

Die Ausrichtung der Integrationspauschale nach Artikel 55 Absatz 2 AuG wird neu nicht mehr 

für die Dauer von vier Jahren festgelegt, sondern auf der Grundlage der effektiven Zahl der 

Entscheide im Asylbereich zwei Mal jährlich ausgerichtet. Die bisherige Ausrichtung auf vier 

Jahre wird aufgehoben, da aufgrund der starken Schwankungen bei den Asylgewährungen 

und vorläufigen Aufnahmen in den letzten Jahren umfangreiche Ausgleichszahlungen geleis-

tet werden mussten. Zudem sieht das Bundesgesetz über das Stabilisierungsprogramm 

2017–2019 vom 17. März 20172 die Abschaffung des Zuschlags von 10 % auf der festgeleg-

ten Integrationspauschale vor. Im Hinblick auf die Programme 2018–2021 ist ein Inkrafttreten 

zu Beginn des Jahres 2018 erforderlich. 

3 Ergebnis der Vernehmlassung 

Der Bundesrat eröffnete am 26. April 2017 die Vernehmlassung. Sie dauerte bis am 

16. August 2017. Der Verordnungsentwurf stösst insgesamt auf grosse Zustimmung. Der 

Entwurf wird von einer Mehrheit der Kantone sowie von der Konferenz der Kantonsregierun-

gen begrüsst. Besonders begrüsst wird die Abschaffung der Sonderabgabe auf Erwerbsein-

kommen, weil damit eine wichtige Hürde für die Arbeitgeber bei der Anstellung dieser Perso-

nen beseitigt werde. 

Von den in der Bundesversammlung vertretenen politischen Parteien, die sich vernehmen 

liessen, begrüssen die CVP und die GPS die Änderungen. Die SVP lehnt den Entwurf als 

Ganzes ab. Mit Ausnahme des Schweizerischen Städteverbands befürworten alle Dachver-

bände und interessierten Kreise die Anpassungen. Die Änderungen der Verordnung über die 

Integration von Ausländerinnen und Ausländern werden grundsätzlich begrüsst. Eine kleine 

Anzahl der Teilnehmer lehnt die vorgeschlagene Art und Weise ab, wie die Integrationspau-

schale an die Kantone auszurichten ist. Bemängelt wird, dass die Planungssicherheit wegen 

dem Wegfall des bisherigen Sockelbeitrags für die Kantone verloren gehe und eine voraus-

schauende Planung damit schwieriger werde. Skeptisch hat sich auch eine kleine Anzahl der 

Teilnehmer gegenüber der Bestimmung betreffend die Rückerstattungspflicht nicht verwen-

deter Bundesgelder im Bereich der Integration geäussert.  

Die Änderung der Asylverordnung 2 über Finanzierungsfragen (Abschaffung der Sonderab-

gabe auf Erwerbseinkommen) wurde von allen Teilnehmern – ausser der SVP – begrüsst. 

                                                
1  Abrufbar unter: www.sem.admin.ch > Einreise & Aufenthalt > Integration > Kantonale Integrationsprogramme 

> Jahres-/Zwischenberichte KIP (Stand: 09.02.2017). 
2  BBl 2017 2447 
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4 Finanzielle und personelle Auswirkungen auf Bund 
und Kantone 

In der Zusatzbotschaft vom 4. März 20163 zur Änderung des Ausländergesetzes (Integration) 

wurden die Auswirkungen der Änderungen des Ausländergesetzes auf den Bund und die 

Kantone dargestellt. Die vorgeschlagenen Verordnungsanpassungen betreffend der Ab-

schaffung der Sonderabgabe auf Erwerbseinkommen haben keine Änderung der dargestell-

ten Auswirkungen zur Folge. Beim Wegfall dieser Sonderabgabe entfallen beim Bund Netto-

einnahmen von rund 3,6 Millionen Franken. Er kann allerdings künftig mit Einsparungen bei 

der Subventionierung der Sozialhilfe rechnen, wenn die vorgesehenen Massnahmen für eine 

verbesserte Arbeitsmarktintegration von Personen aus dem Asylbereich greifen. Bereits 

wenn 200 Personen pro Jahr zusätzlich in den Arbeitsmarkt integriert werden können, ist der 

Wegfall der Einnahmen aus der Sonderabgabe kompensiert.4 Ausserdem entfallen für die 

Arbeitgeber administrative Kosten für den Abzug und die Entrichtung der Sonderabgabe. 

Der Bund richtet den Kantonen eine Integrationspauschale pro Asylgewährung und vorläufi-

ge Aufnahme aus. Die Integrationspauschale wird mit der Verordnungsänderung neu halb-

jährlich gestützt auf die Zahl der effektiven Entscheide ausgerichtet. Dies ermöglicht den 

Kantonen rascher auf einen möglichen Bedarf nach zusätzlichen Massnahmen zu reagieren. 

Der Ersatz der bisherigen Ausrichtung auf vier Jahre durch eine halbjährliche Abrechnung ist 

für den Bund kostenneutral. 

Gestützt auf das Bundesgesetz über das Stabilisierungsprogramm 2017–2019 vom 17. März 

20175 wurde weiter der Zuschlag von 10 % auf der auf vier Jahre festgelegten Ausrichtung 

der Integrationspauschale abgeschafft. In seiner Botschaft vom 25. Mai 2016 zum Bundes-

gesetz über das Stabilisierungsprogramm 2017–2019 hat der Bundesrat die Reduktion des 

Bundesbeitrages in Form von Integrationspauschalen auf jährlich rund 7.8 Millionen Franken 

geschätzt.6 Bei dieser Schätzung gilt es jedoch zu berücksichtigen, dass die Zahl der vorläu-

figen Aufnahmen und Asylgewährungen starken Schwankungen ausgesetzt ist und die effek-

tive Reduktion des Bundesbeitrages von dieser Schätzung stark abweichen kann. 

Es ist darauf hinzuweisen, dass den Ausgaben für die Ausrichtung der Integrationspauschale 

mittel- und langfristig potenzielle Entlastungen der Sozialhilfe durch höhere Erwerbstätigkeit 

der Zielgruppen gegenüber. Diese können aufgrund der schwankenden Zahl der Asylgewäh-

rungen und vorläufigen Aufnahmen nicht genau beziffert werden. Mit einer vom Staatssekre-

tariat für Migration (SEM) in Auftrag gegebenen Studie über Kosten und Nutzen der Arbeits-

integration von vorläufig Aufgenommenen und Flüchtlingen sind die jährlichen Einsparungen 

bei einer erfolgreichen Integration von Personen aus dem Asylbereich abgeschätzt worden. 

Diese belaufen sich gemäss dieser Studie für jede Person, welche nicht mehr auf Sozialhilfe 

angewiesen ist auf mindestens 35 000 Franken pro Person7. Die Umsetzung der neuen Ver-

ordnungsartikel hat keine personellen Auswirkungen auf die Kantone. 

                                                
3  BBl 2016 2821 
4  BBl 2016 2821, hier 2826 und 2833 
5  BBl 2017 2447 
6  BBl 2016 4691, hier 4722 
7  Studie vom 14. Juni 2013 über «Kosten und Nutzen der Arbeitsintegration von vorläufig Aufgenommenen und 

Flüchtlingen», Anhang I: Tabellen zur Kosten-Nutzen-Rechnung, Seite 53–54, abrufbar unter: 
www.sem.admin.ch > Einreise & Aufenthalt > Integration > Thematische Berichte und Studien (Stand: 
09.02.2017). 
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5 Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen 
5.1 Asylverordnung 2 über Finanzierungsfragen (AsylV 2) 

Im Rahmen verschiedener Massnahmen zur Umsetzung des Artikels 121a BV hat das Par-

lament mit der Revision des Ausländergesetzes vom 16. Dezember 2016 beschlossen, für 

Personen des Asylbereichs die Sonderabgabe auf Erwerbseinkommen aufzuheben. Ziel 

dieser Massnahme ist es, den administrativen Aufwand für die Arbeitgeber zu reduzieren 

und die Annahme einer Arbeit namentlich im Niedriglohn- oder Teilzeitbereich für die Arbeit-

nehmer attraktiver zu machen. Damit soll das inländische Arbeitsmarktpotenzial besser aus-

geschöpft werden. 

2. Kapitel: Sonderabgabe auf Vermögenswerten 

Die Abschaffung der Sonderabgabe auf Erwerbseinkommen hat zur Folge, dass die Untertei-

lung des Kapitels in Abschnitte nicht mehr nötig ist und sie daher aufgehoben werden kön-

nen. Entsprechend ist auch der Titel des zweiten Kapitels zu ändern. 

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen 

Die Gliederung des Kapitels in Abschnitte wird aufgehoben, da diese durch die Reduktion 

der Regelungsbereiche überflüssig geworden sind. 

Art. 8 (aufgehoben) 

Der bisherige Artikel 8 wird aufgehoben, da die Regelung der Rückerstattungspflicht nach 

Artikel 85 AsylG keiner Konkretisierung auf Verordnungsebene bedarf. Der Bund macht sei-

nen Rückerstattungsanspruch neu ausschliesslich über eine Sonderabgabe auf Vermö-

genswerten geltend. Die Rückerstattung von Sozialhilfe, die vom Kanton ausgerichtet wird, 

richtet sich nach kantonalem Recht. Die bisherigen Delegations- und Koordinationsregeln 

werden deshalb aufgehoben. 

Art. 9 (aufgehoben) 

Der bisherige Artikel 9 wird aufgehoben, da der Regelungsgehalt des ersten Absatzes in den 

neuen Artikel 10 integriert wird. Der zweite Absatz wird durch die Abschaffung der Sonder-

abgabe auf Erwerbseinkommen überflüssig. 

Art. 10 Geltungsbereich und Dauer der Sonderabgabe auf Vermögenswerten (neu) 

Absatz 1 

In Absatz 1 werden der Geltungsbereich und der Beginn der Sonderabgabepflicht für alle 

Personenkategorien geregelt. Neu werden wie auf Gesetzesstufe neben den Asylsuchen-

den, den vorläufig Aufgenommenen und den Schutzbedürftigen ohne Aufenthaltsbewilligung 

auch diejenigen Personen, die nach einem Asylverfahren oder nach der Aufhebung einer 

vorläufigen Aufnahme rechtskräftig weggewiesen werden (Ausreisepflichtige), explizit er-

wähnt. Dies entspricht der bereits heute geltenden Praxis und dient der Rechtssicherheit. 

Zusätzlich werden diejenigen Personen explizit erwähnt, die nach Abschluss eines Asylver-

fahrens vom SEM nicht weggewiesen werden, weil sie von einer rechtskräftigen Landesver-
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weisung nach den Artikeln 66a oder 66abis des Strafgesetzbuches8 (StGB) oder nach den 

Artikeln 49a oder 49abis des Militärstrafgesetzes (MStG) vom 13. Juni 19279 betroffen sind. 

Absatz 2 

Die Unterstellung unter die Sonderabgabe auf Vermögenswerten endet für alle Personen, 

wenn der Betrag von 15 000 Franken erreicht ist, spätestens aber 10 Jahre nach der Einrei-

se in die Schweiz. Da die Sonderabgabe nicht mehr auf Erwerbseinkommen erhoben wird, 

und daher keinen Einfluss auf den Anreiz zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit mehr haben 

kann, rechtfertigt es sich aus Gründen der Rechtsgleichheit sowie aus praktischen Gründen 

(einfache Informatiklösung) nicht, die bisher bestehenden Unterschiede beim Ende der Son-

derabgabepflicht zwischen vorläufig Aufgenommenen und Asylsuchenden beizubehalten. 

Wie bisher endet die Unterstellung unter die Sonderabgabe, sobald eine Person als Flücht-

ling anerkannt wird oder sie eine ausländerrechtliche Aufenthaltsregelung erhält. 

Absatz 3 

Wie bisher löst jede Einreichung eines Asylgesuchs hinsichtlich des Betrages eine neue 

Sonderabgabepflicht aus (pro Asylverfahren maximal 15 000 Franken). Die Dauer der Unter-

stellung unter die Sonderabgabe beschränkt sich demgegenüber unabhängig von der Anzahl 

Verfahren auf maximal 10 Jahre. 

Art. 11 Verwaltung der Sonderabgabe auf Vermögenswerten (neu) 

Absatz 1 

Die Abschaffung der Sonderabgabe auf Erwerbseinkommen bringt eine beträchtliche Reduk-

tion des Verwaltungsaufwandes mit sich. Die bisher bestehende Möglichkeit, Dritte mit der 

Verwaltung der Sonderabgabe und der Vermögenswertabnahmen zu beauftragen, ist neu 

gesetzlich nicht mehr vorgesehen. Die Sonderabgabe auf Vermögenswerten wird daher 

künftig vom SEM verwaltet. Aufgrund der neuen Regelung wird es auch nicht mehr notwen-

dig sein, individuelle, auf den Namen der sonderabgabepflichtigen Personen lautende Kon-

ten einzurichten. Es ist aber buchhalterisch jederzeit möglich, die Höhe der geleisteten Son-

derabgabe pro Person zu ermitteln. 

Absatz 2 

Personen, denen Vermögenswerte abgenommen wurden, oder zuständige kantonale Behör-

den können beim SEM über die geleistete Sonderabgabe Auskunft verlangen. Zum Nach-

weis der Berechtigung ist dem Gesuch eine Kopie des Ausländerausweises beizulegen. Eine 

analoge Regelung war bisher in Artikel 14 enthalten. 

Art. 12 Informationssystem über die Sonderabgabe 

Das Datenschutzgesetz verlangt für die Bearbeitung von Personendaten eine rechtliche 

Grundlage (Art. 17 DSG10). Bei der Verwaltung der Sonderabgabe auf Vermögenswerten 

werden auch Personendaten bearbeitet. Artikel 12 regelt, welche Personendaten vom SEM 

bearbeitet werden können. Insgesamt wird die Datenmenge wegen der Abschaffung der 

Sonderabgabe auf Erwerbseinkommen gegenüber heute reduziert. 

                                                
8  SR 311.0 
9  SR 321.0 
10  SR 235.1 
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2. Abschnitt: Sonderabgabe auf Erwerbseinkommen 

Die Gliederung des 2. Kapitels in Abschnitte wird aufgehoben, da diese durch die Reduktion 

der Regelungsbereiche überflüssig geworden ist. 

Art. 13–15 (aufgehoben) 

Die bisherigen Artikel 13–15 betreffen die Sonderabgabe auf Erwerbseinkommen und wer-

den daher aufgehoben. 

3. Abschnitt: Vermögenswertabnahme 

Die Gliederung des 2. Kapitels in Abschnitte wird aufgehoben, da diese durch die Reduktion 

der Regelungsbereiche unnötig geworden sind. 

Art. 16 Abnehmbare Vermögenswerte 

Der Artikel entspricht inhaltlich unverändert dem bisherigen Artikel 16. Es wurden einzig die 

Verweise auf die Gesetzesartikel angepasst und kleine redaktionelle Änderungen vorge-

nommen. 

Art. 17 (aufgehoben) 

Die bisherige Anrechnungsnorm in Artikel 17 ist nach Wegfall der Sonderabgabe auf Er-

werbseinkommen überflüssig geworden. Der Artikel wird aufgehoben. 

Art. 18 Auszahlung abgenommener Vermögenswerte 

Absatz 1 

Absatz 1 wird begrifflich an den erweiterten Kreis der Sonderabgabepflichtigen angepasst. 

Zudem wird die Möglichkeit der Beauftragung von Dritten mit der Verwaltung der Sonderab-

gabe gestrichen (vgl. Art. 11 Abs. 2). Inhaltlich wird der bisherige Absatz 1 übernommen. 

Absatz 4 (aufgehoben) 

Der bisherige Absatz 4 wird aufgehoben, da gestützt auf Artikel 87 Absatz 2 nAsylG die Mög-

lichkeit, Gesuche um Auszahlung abgenommener Vermögenswerte nach der Ausreise ein-

zureichen, nicht mehr besteht. 

Übergangsbestimmung 

Die Übergangsbestimmung hält fest, dass die vor Inkrafttreten der Verordnungsänderung 

abgenommenen Vermögenswerte und die bereits geleisteten oder fälligen altrechtliche Son-

derabgaben auf Erwerbseinkommen vollumfänglich an die zu leistende Sonderabgabe auf 

Vermögenswerten angerechnet werden. 
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5.2 Verordnung über die Integration von Ausländerinnen und 
Ausländern (VIntA) 

Artikel 18 Integrationspauschale 

Gemäss Artikel 55 Absatz 2 AuG in Verbindung mit Artikel 87 AuG und Artikel 88 und 89 

AsylG haben die Kantone einen gesetzlichen Anspruch auf die Ausrichtung einer einmaligen 

Integrationspauschale durch den Bund. Diese ist zweckgebunden und bedarfsgerecht einzu-

setzen und dient namentlich der Förderung der beruflichen Integration und des Erwerbs ei-

ner Landessprache von anerkannten Flüchtlingen und vorläufig aufgenommenen Personen. 

Im Mittelpunkt steht die nachhaltige berufliche Integration durch qualifizierende Massnah-

men, die sich auf einen individuellen Integrationsplan abstützen. 

Absatz 3 

Der Bund richtet neu die Integrationspauschale den Kantonen gestützt auf die effektive Zahl 

der Entscheide im Asylbereich zwei Mal jährlich aus. Die Fixierung des jährlichen Beitrages 

aus den Integrationspauschalen wird aufgegeben. Dieser stützte sich bisher auf den Durch-

schnittswert der Anzahl von vorläufig aufgenommenen Personen, anerkannten Flüchtlingen 

und schutzbedürftigen Personen mit Aufenthaltsbewilligung (Abs. 1) während der vorange-

henden vier Jahre. Durch die Fixierung der Integrationspauschale sollte die Planungssicher-

heit der Kantone verbessert werden. Die Fixierung der Integrationspauschale hat sich in der 

Praxis jedoch nicht bewährt, da die Zahl der Personen nach Absatz 1 stark schwankt.  

Absatz 4 (aufgehoben) 

Der bisherige Absatz 4 wird aufgehoben. Die Rückerstattung von nicht verwendeter Mittel 

wird neu in Artikel 19 geregelt. 

Artikel 19 Rückerstattung finanzieller Beiträge des Bundes (neu) 

Artikel 19 legt fest, unter welchen Bedingungen die Kantone finanzielle Beiträge des Bundes 

zurückerstatten müssen. Der Bund knüpft die Ausrichtung von finanziellen Beiträgen grund-

sätzlich an die Erreichung von vereinbarten Leistungs- und Wirkungszielen. 

Absatz 1 

Bereits mit dem bisherigen Artikel 18 Absatz 4 fordert das SEM nicht verwendete finanzielle 

Beiträge von den Kantonen zurück. Allerdings sind die Voraussetzungen für eine Rückforde-

rung im geltenden Artikel 18 Absatz 4 nicht konkretisiert worden. 

Neu soll der Bund Beiträge nach Artikel 55 Absatz 2 und 3 AuG von einem Kanton zurück-

fordern, wenn dieser die Umsetzung der vereinbarten Leistungs- und Wirkungsziele nicht 

oder nur mangelhaft erfüllt, keine Nachbesserung möglich ist und der Kanton nicht nach-

weist, dass ihn keinerlei Verschulden daran trifft. Ein solches Verschulden liegt dann vor, 

wenn auf eklatante Weise vereinbarte Ziele trotz ausreichender zeitlicher und finanzieller 

Ressourcen nicht umgesetzt wurden. Dazu gehört zum Beispiel ein unzureichendes Angebot 

an vereinbarten Sprachkursen oder an Qualifizierungsmassnahmen, obwohl genügend An-

bieter und finanzielle Mittel vorhanden gewesen wären. Eine Rückforderung kann weiter 

dann eingeleitet werden, wenn der Kanton Massnahmen finanziert, die nicht zur Erreichung 

der vereinbarten Ziele dienen. 
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Absatz 2 

Absatz 1 regelt, dass der Bund Beiträge von einem Kanton zurückfordert, wenn er die ver-

einbarten Leistungs- und Wirkungsziele nicht oder nur mangelhaft erfüllt, eine Nachbesse-

rung nicht möglich ist und er nicht nachweisen kann, dass ihn keinerlei Verschulden hierfür 

trifft. Legt der Kanton bei Ablauf der Programmvereinbarung dar, dass eine Nachbesserung 

möglich ist und er die Leistungs- und Wirkungsziele wie vereinbart erreichen kann, so kann 

der Bund hierfür eine Nachfrist ansetzen. Diese beträgt in der Regel zwei Jahre. Kann der 

Kanton die vereinbarten Ziele auch innerhalb der Nachfrist nicht erfüllen und auch nicht 

nachweisen, dass ihn hierfür kein Verschulden trifft, so erstattet er dem Bund die Beiträge 

nach Artikel 55 Absatz 2 und 3 AuG zurück. 

Absatz 3 

Hat der Kanton die vereinbarten Ziele erreicht und verbleiben Restbeiträge, so sind diese 

innerhalb von zwei Jahren nach Abschluss des kantonalen Integrationsprogramms zweck-

gebunden einzusetzen. Die Kantone weisen die Verwendung der Restbeiträge in den beste-

henden Kontrollinstrumenten des SEM (Ziel- und Finanzraster) verbindlich aus. 

Die Integrationspauschale kann bei Bedarf auch zur Erreichung von strategischen Zielen in 

anderen Förderbereichen, wie beispielsweise in der frühen Förderung oder in der Erstinfor-

mation eingesetzt werden. Die Integrationspauschale darf ausschliesslich für Integrations-

massnahmen verwendet werden. Unterstützungsleistungen wie beispielsweise Reisekosten, 

Verpflegung sowie spezielle Ausrüstung sind im Sinne von Artikel 2 AsylV 2 und Artikel 3 

Zuständigkeitsgesetz (ZUG; SR 851.1) nach Massgabe der kantonalen Regelungen grund-

sätzlich durch die Sozialhilfe zu übernehmen; der Bund gilt den Kantonen die Kosten der 

Sozialhilfe über die Globalpauschale ab. 

 

* * * 
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